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Sir Ernest Ryder

„The point from this is not to feed judges more 
often.”
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Jared
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§ 3 AGG: Begriffsbestimmungen

(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person wegen eines in 

§ 1 genannten Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine 

andere Person in einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren 

würde. […]
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Art. 22 DSGVO: Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall 

einschließlich Profiling

(1) Die betroffene Person hat das Recht, nicht einer ausschließlich auf einer 

automatisierten Verarbeitung - einschließlich Profiling - beruhenden Entscheidung 

unterworfen zu werden, die ihr gegenüber rechtliche Wirkung entfaltet oder sie in 

ähnlicher Weise erheblich beeinträchtigt. […]
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§ 3 AGG: Begriffsbestimmungen

[…]

(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale 

Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten 

Grundes gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen 

können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind 

durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur 

Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich.

[…]
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§ 11 AGG: Ausschreibung
Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen § 7 Abs. 1 ausgeschrieben werden.

§ 7 AGG: Benachteiligungsverbot
(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt 

werden; […]

§ 1 AGG: Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der 

ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer 

Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu 

beseitigen.

§ 8 AGG: Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen beruflicher 

Anforderungen
(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen eines in § 1 genannten Grundes ist 

zulässig, wenn dieser Grund wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder der 

Bedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und entscheidende berufliche 

Anforderung darstellt, sofern der Zweck rechtmäßig und die Anforderung 

angemessen ist. […] 17
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KI-Systeme

selbstlernende 

Systeme

gelabelte 

Systeme 
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§ 22 AGG: Beweislast

Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist, die eine Benachteiligung wegen 

eines in § 1 genannten Grundes vermuten lassen, trägt die andere Partei die 

Beweislast dafür, dass kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor 

Benachteiligung vorgelegen hat.
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Art. 6 DSVO: Rechtmäßigkeit der Verarbeitung

(1) Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nachstehenden 

Bedingungen erfüllt ist:

a) Die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie 

betreffenden personenbezogenen Daten für einen oder mehrere bestimmte 

Zwecke gegeben;

[…]

Art. 7 DSVO: Bedingungen für die Einwilligung

[…]

(4) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, muss dem 

Umstand in größtmöglichem Umfang Rechnung getragen werden, ob unter 

anderem die Erfüllung eines Vertrags, einschließlich der Erbringung einer 

Dienstleistung, von der Einwilligung zu einer Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten abhängig ist, die für die Erfüllung des Vertrags nicht erforderlich sind.
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